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ZENTRALAUSSCHUSS FÜR DIE BEDIENSTETEN DES ÖFFENTLICHEN SICHERHEITSWESENS BEIM 

BUNDESMINISTERIUM FÜR INNERES 

1010 Wien, Herrengasse 7, Telefon 01/53126-3484, E-Mail: bmi-za-polizei@bmi.gv.at 
 

BERICHT ÜBER DIE ZENTRALAUSSCHUSSSITZUNG  
vom 13. und 14.03.2024 

(Inhalte auszugsweise und unter Wahrung des Datenschutzes) 
 

Personalmaßnahmen 

 

PLANSTELLENBESETZUNGEN Es wurden bundesweit 82 Planstellen-
besetzungen beschlossen. 

VERSETZUNGEN Es wurde bundesweit 7 Versetzungen 
beschlossen. 

 

Anträge und Antragsbeantwortungen 

 
 

Anträge 
 
AUF im Zentralausschuss: 
Antrag auf Erhöhung des Anspruches auf Pflegefreistellung. 
 
FA Kärnten: 
Antrag auf entsprechende personelle Aufstockung zur Bewältigung der  
anfallenden verwaltungs- und organisatorischen Arbeit der SRK, SIG und BE.                                                                           

 
 

Antwortschreiben 
 
 

BM. I – Antwortschreiben zum Antrag vom FA Steiermark; DA Hartberg-Fürstenfeld auf 
Aufnahme der Dienststellen FGP Spielfeld und PI Halbenrain in die Ausnahmeregelung des § 
22 Abs. 8 RGV: 
 
 
Aufgrund der aktuellen Thematik wird dem Antrag in der Form zugestimmt, dass der Erlass 
mit der Adaptierung bzw. Ergänzung „Zuteilungen zu operativen Schwerpunktdienststellen 
des Wachkörpers für die Bearbeitung von Amtshandlungen aufgrund der Migrationslage“ 
grundsätzlich unter § 22 Abs. 8 RGV zu subsumieren sind und der Anspruch auf 
Zuteilungsgebühren/-zuschuss somit über die Frist von 180 Tagen hinaus erhalten bleibt. 
Der Erlass wurde mit 01.03.2024 neu verlautbart. 
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BM. I – Antwortschreiben zum Antrag vom FA-Steiermark betreffend Einführung einer 
Übergangsfrist für Bewerber/innen bei Änderung zu Aufnahmekriterien: 
 
Sämtliche Gutachten und Befunde unterliegen einer bestimmten Gültigkeitsdauer. Sollten 
Bewerber/innen Gutachten oder Befunde vorweisen können, die die Eignung zum 
Exekutivdienst darlegen und sollte dies vom Polizeiarzt bestätigt werden, ist davon 
auszugehen, dass bei einer unmittelbaren bzw. zeitnah folgenden erneuten Bewerbung die 
medizinische Eignung weiterhin gegeben sein wird, wodurch seitens der Bewerber/innen 
keine zusätzlichen Kosten und Aufwände entstehen. 
 
 
 
BM.I – Antwortschreiben zum Antrag des ZA betreffend Ablehnung der geplanten 
Anschaffung der „schweren Baumaschinen“, mit denen die Kollegen/innen gegen 
Klimakleber vorgehen sollen: 
 
Die Zuständigkeit liegt bei der jeweiligen Behörde – Zwangsmaßnahme für die Durchsetzung 
der Auflösung von Versammlungen. 
Jedoch mit dem Ziel, diese Tätigkeiten grundsätzlich durch die Landesfeuerwehren 
durchführen zu lassen – diese sind aufgrund ihres Aufgabenportfolios sowohl die technische 
Ausrüstung als auch die Ausbildung betreffend, besonders qualifiziert dafür. 
Eine dementsprechende Erlassverfügung (GZ: 2023-0.841.496 vom 24.11.2023) erging mit 
grundsätzlicher Regelung für eine „technische polizeiliche Backupkomponente“ in den LPD´s 
mit den Zielen rechtliche, operative Handlungssicherheit und bundesländerübergreifende 
Einheitlichkeit. 
 
 
 
BM.I – Pilotierung des elektronischen Bildungsmanagement (E-BM) im BFA und Festlegung 
des Anmeldeprozesses bei Kursanmeldungen bei der VAB 
 
In einem Beratungsgespräch wurde mit dem Dienstgeber erörtert, dass einmal ein 
Probebetrieb im BFA durchgeführt werden soll und bei einem weiteren Termin die gemachten 
Erfahrungen ausgetauscht werden sollen. Es sollen die Prozesse so einfach wie möglich 
gestaltet werden. 
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Aufteilung der Kursplätze für den GAL E2a 2024 

 
Bei Verhandlungen mit dem Dienstgeber einigte man sich auf insgesamt 
672 Kursplätze für den GAL E2a 2024, die wie in der Tabelle angeführt 

auf die Bundesländer und das BMI aufgeteilt werden: 
 
 

Bgld 36 

Kärnten 42 

NÖ 91 

OÖ 80 

Salzburg 45 

Stmk 71 

Tirol 52 

Vorarlberg 25 

Wien 200 

Zentralstellen 30 

  

Gesamt 672 

  
 
                                          

 
Seit der letzten ordentlichen Sitzung wurden vom Zentralausschuss insgesamt 357 Schrift- 
stücke behandelt. 

 
 

Schadensfälle 
Am 12.03.2024 wurden 57 Schadensfälle durch den zuständigen Unterausschuss verhandelt. 
Die Ergebnisse wurden den betroffenen Kolleginnen und Kollegen bereits mitgeteilt. 
 

 
Der Zentralausschuss für die Bediensteten des öffentlichen 
Sicherheitswesens beim BMI wünscht allen Kolleginnen und 

Kollegen ein frohes Osterfest! 
 

 
 
 

Mit kollegialen Grüßen 
 
 
 

Reinhard ZIMMERMANN 
Vorsitzender 

 
Hermann GREYLINGER                             Reinhold MAIER 
     Vorsitzender Stv.                     Vorsitzender Stv. 


